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Weser Report: Herr Probst, 
die Grünen müssen sich ent-
scheiden zwischen einer Ko-
alition mit der SPD und der 
Linken oder einer Koalition 
mit CDU und FDP. Wie sehr 
spaltet das die Grünen?

Lothar Probst: Das wird 
eine Zerreißprobe. Es gibt 
an der Basis eine klare Stim-
mung für eine rot-grün-rote 
Koalition. Es gibt in der Spit-
ze aber auch die Bereitschaft, 
etwas anderes zu probieren. 
Wie das zusammenpasst, 
wird man nach den Sondie-
rungsgesprächen sehen.

Wo wird es am ehesten haken?

Der jeweils dritte Partner ist 
der schwierige, also Linke 
und FDP. Allerdings gehe ich 
davon aus, dass die FDP auf-
grund ihres relativ schwa-
chen Wahlergebnisses nicht 
so viel anmelden kann in 
den Sondierungsgesprächen. 
Die Linke hat in der Ausga-
benpolitik deutlich andere 
Vorstellungen als die Grü-
nen. Die Grünen haben un-
ter der grünen Finanzsena-
torin Karoline Linnert hart 
gearbeitet, um die Schulden-
bremse einzuhalten. Diesen 
Kurs werden sie jetzt nicht 
aufgeben.

Nach der Wahl waren sich alle 
einig: Ein Weiter-so geht nicht. 
Warum könnten die Grünen 
trotzdem noch einmal mit der 
SPD und Carsten Sieling koa-
lieren?

Das ist für die Grünen ein 
Problem und wird die inter-
nen Konflikte in der Partei 
noch verstärken. Eine rot-
grün-rote Koalition würde 
eher als Fortsetzung der bis-
herigen rot-grünen Koalition 
wahrgenommen.
 
Und wenn die SPD sich perso-
nell erneuern würde?

Noch weiß man nicht, ob 
sie diesen Schachzug noch 

tut. Andreas Bovenschulte 
steht sicherlich bereit, wenn 
er gefragt würde. Er vertritt 
aber wie Carsten Sieling ei-
nen linken Kurs. Das wäre 
also ein Austausch von Per-
sonen, aber kein Austausch 
von Positionen. Aber es wäre 
vielleicht leichter, mit einer 
neuen Person an der Spitze 
Sondierungsgespräche und 
Koalitionsverhandlungen zu 

führen. Wenn man bedenkt, 
dass Carsten Sieling in der 
Wahl weniger Personenstim-
men erhalten hat als Carsten 
Meyer-Heder und weniger als 
seine Vorgänger, dann spricht 
das dafür, dass er weder in 
der Wählerschaft noch in der 
eigenen Partei das Standing 
hat, das notwendig wäre, um 
einen  Aufbruch zu wagen. In 
den Umfragen liegt allerdings 

eine rot-grün-rote Koalition 
deutlich vor einer Jamaika-
Koalition.
 
Die CDU ist zwar stärkste Par-
tei, hat aber weniger Stimmen 
erhalten als erhofft. Ist mehr 
nicht drin in Bremen?

Das war eine Wahl gegen 
die SPD, aber es gab keinen 
klaren Stimmungswechsel 
hin zu einer CDU-geführten 
Regierung. Dann hätte die 
CDU deutlicher zulegen 
müssen. Aber Bremen ist für 
die CDU ein grundsätzliches 
Problem. Ihr fehlen hier die 
Wählergruppen, von denen 
sie normalerweise profitiert.  
Außerdem ist Bremen eine 
sozialdemokratisch geprägte 
Stadt mit gut organisierten 
Gewerkschaften und vielen 
Vereinen, die eher der SPD 
nahe stehen.

Das Bremer Ergebnis der 
Europa-Wahl unterscheidet 
sich vom Ergebnis der Bürger-
schaftswahl. Wie kommt das?

Ja, bei der Europa-Wahl in 
Bremen wurde die SPD die 
stärkste Partei, die CDU 
kam auf Platz drei hinter 
den Grünen. Bei der Bürger-
schaftswahl stand die Lan-
despolitik im Vordergrund, 
bei der Europa-Wahl die Eu-
ropa-Politik. SPD und Grüne 
profitierten davon, dass sie 
jeweils mit einem eigenen 
Bremer Abgeordneten im 
Europa-Parlament vertreten 
waren. Und vielen Bremern 
ist deutlich geworden, wie 
sehr Bremen von Europa 
profitiert.

Dennoch: Wie geht es mit 
der Bremer SPD nach dem 
schlechten Abschneiden bei 
der Bürgerschaftswahl weiter?

Das ist eine Zäsur in der Ge-
schichte der Stadt, betrifft 
aber nicht nur Bremen. Ins-
gesamt schrumpfen die gro-
ßen Volksparteien, die SPD 
trifft es stärker als die CDU. 
Wir steuern auf Veränderun-
gen im Parteiensystem zu.

„Das wird eine Zerreißprobe“
Parteienforscher Lothar Probst über die Folgen der Bürgerschaftswahl

Der Politikwissenschaftler Lothar Probst war bis 2016 Professor 
an der Universität Bremen. Er ist Mitglied im Beirat der Grünen 
Akademie der Heinrich-Böll-Stiftung und sitzt in der Jury des 
Hannah-Arendt-Preises für Politisches Denken. Foto: Schlie

Henrik Schumacher

Ginge es nach Mark Wege und 
Wolfgang Geißler, sollten alle 
Bremer künftig „einfach ein-
steigen“ können. Sie machen 
sich für eine gleichnamige In-
itiative stark, die zum Ziel hat, 
einen umlagefinanzierten 
und fahrscheinfreien Nahver-
kehr in der Hansestadt zu eta-
blieren. Eine neue Umfrage, 
die die Initiative in Auftrag 
gegeben hat, zeigt: Auch viele 
Bremer können sich mit die-
ser Idee anfreunden.

„Wir wussten, dass die 
Stimmung in der Bevölkerung 
da ist, aber die klare Mehrheit 
hat uns dann doch über-
rascht“, sagt Sprecher Wolf-
gang Geißler. Rund 65 Prozent 
der befragten 1.000 Personen 
aus Bremen halten demnach 
das Konzept für eine „gute 
Idee“, heißt es in der Studie 
des Berliner Sozialforschungs-
institutes Pollytix. 30 Prozent 
können sich mit dem Vor-
schlag nicht anfreunden. 62 
Prozent der Befragten sind zu-
dem bereit, rund 20 Euro im 
Monat für einen ausgebauten 
Nahverkehr zu zahlen, 36 Pro-
zent sind dagegen.

Das Konzept sieht im Kern 
vor, dass man in Bremen ab 
2023 ohne Fahrschein Bus und 
Bahn fahren kann. Im Gegen-
zug zahlt jeder erwachsene 

Normalverdiener eine Umlage 
von 19,11 Euro monatlich, un-
abhängig davon, ob er die öf-
fentlichen Verkehrsmittel 
überhaupt nutzt. Das deckt 
angeblich die Hälfte der Be-
triebskosten. Die Bremer Wirt-
schaft soll die andere Hälfte 
der Kosten für Betriebskosten 
für einen deutlich ausgebau-
ten Nahverkehr tragen. Für 
Menschen mit geringem Ein-
kommen sieht die Initiative ei-
nen ermäßigten Beitrag vor.

„Der neue Senat muss nun 
eine umfassende Verkehrs-
wende einleiten, in der das 
Einfach-einsteigen-Konzept 
eine wichtige Rolle spielt“, 

fordert Mark Wege, Gründer 
und Sprecher von „einfach 
einsteigen“. 72 Prozent der 
Bremer wünschen sich, dass 
Alternativen zum Auto ge-
fördert werden, das könne 
man nicht ignorieren, findet 
er. Im nächsten Schritt will er 
nun den Parteien die Umfra-
geergebnisse vorlegen und 
geeignete Ansätze mit den 
Politikern besprechen. Vor 
2023 sollen bereits die Vor-
aussetzungen für das Modell 
geschaffen werden, wie etwa 
eine Fertigstellung der Halte-
stelle am Technologiepark bei 
der Uni und die Beschaffung 
neuer Fahrzeuge.

Mehrheit für Bus-Umlage
Umfrage der Initiative „Einfach Einsteigen“ 

Mark Wege und Wolfgang Geißler (von links) kämpfen für ei-
nen umlagefinanzierten Nahverkehr. Foto: Schlie

Die Tage der  
Entscheidung

Die ersten Sondierungsge-
spräche stehen schon heute 
an. Die CDU trifft sich mit 
den Grünen, um auszuloten, 
ob es überhaupt genug Ge-
meinsamkeiten geben kann 
für mögliche Koalitionsver-
handlungen. Am Freitag setzt 
sich die CDU mit der FDP zu-
sammen. Denn an die Regie-
rung kommen die Christde-
mokraten nur im Bündnis mit 
Grünen und Liberalen. 

CDU-Landesvize Jens Eck-
hoff wollte auch die SPD zu 
Gesprächen einladen, doch 
SPD-Landeschefin Sascha 
Aulepp hat erneut abgelehnt. 
Sie sieht dafür keine Basis.

Die SPD strebt nur eine Ko-
alition mit den Grünen und 
der Linken an. Mit den Grü-
nen reden die Sozialdemokra-
ten morgen, mit der Linken 
am Freitag.

Mit wem die Grünen über 
eine Koalition verhandeln, 
entscheiden sie auf ihrem 
Parteitag am 6. Juni. Auch die 
Linke hat für den 6. Juni ei-
nen Parteitag angesetzt. Die 
Sozialdemokraten kommen 
am 7. Juni zusammen.

Bei der Bürgerschaftswahl 
kam die CDU auf 26,36 Pro-
zent, die SPD auf 24,66, die 
Grünen auf 17,38, die Linke 
auf 11,06 und die FDP auf 
6,08 Prozent. Carsten Sieling 
kommt auf 36.310 Personen-
stimmen, Carsten Meyer-He-
der auf 58.481 (Stand: Diens-
tag 15.36 Uhr). (hjo)

Der Verkehrsverbund Bre-
men/Niedersachsen (VBN) 
hat mit dem Vorverkauf des 
Sommerferientickets begon-
nen. Nicht nur Schüler kön-
nen es erwerben, sondern alle 
Menschen, die nach dem 1. 
Januar 2000 geboren sind. Für 
33 Euro können sie vom 4. Ju-
li bis 14. August in Bremen 

und Niedersachsen alle Stadt- 
und Regionalbusse benutzen 
sowie alle Straßenbahnen 
und Nahverkehrszüge. Es gilt 
auch für die Linien von Bre-
merhaven Bus.

Wer 16 Jahre und älter ist, 
muss zusätzlich zum Ticket 
einen Personalausweis oder 
Pass mitführen. (WR)

Tickets für die Ferien

PRO & CONTRA

Pro

Sven Eckert  
Geschäftsführer ADFC Bremen

Contra

Nils Linge  
Sprecher ADAC Weser-Ems

Wer auf Geh- oder Radwegen, 
in zweiter Reihe, auf Behin-
derten- oder  Car-Sharing-
Parkplätzen falschparkt, ge-
fährdet oder behindert ande-
re – insbesondere die schwä-
cheren Verkehrsteilnehmer 
und klimaschonende Ver-
kehrsmittel: Rollator und Kin-

derwagen bleiben stecken, in 
den Kreuzungen verlieren 
Kinder den Überblick hinter 
falsch geparkten Lieferwagen 
oder SUVs, Radfahrende 
müssen von zugeparkten We-
gen auf die Fahrbahn auswei-
chen und geraten so in Kon-
flikt mit dem Auto-Verkehr.

Gemeinsam mit anderen Ver-
kehrs- und Umweltverbän-
den fordern wir daher das 
Bußgeld für Falschparken auf 
mindestens 100 Euro anzuhe-
ben. Zusätzlich soll es einen 
Punkt in Flensburg geben. 
Nur durch stärkere Abschre-
ckung kann die Verkehrswen-
de in den Städten voran ge-
bracht werden. Das hat na-
türlich nur einen Effekt, wenn 
zeitgleich die Parkraumüber-
wachung in Bremen ausge-
weitet wird.

Falsch geparkte Fahrzeuge 
sind mehr als nur ein Ärger-
nis, sie gefährden vielfach 
auch die Sicherheit im Stra-
ßenverkehr. Eine Erhöhung 
der Bußgelder greift aller-
dings zu kurz. Außerdem 
müssen Geldbußen für Park-
verstöße verhältnismäßig 

sein. Punkte in Flensburg 
kann es nur für Verkehrsdelik-
te geben, die unmittelbar die 
Verkehrssicherheit gefährden. 
Bei den meisten Parkverstö-
ßen ist das nicht der Fall. Tat-
sächlich gibt es bereits Park-
verstöße, die zu Punkten in 
Flensburg führen, wenn etwa 
Rettungsfahrzeuge durch 
Falschparker behindert wer-
den. Aber längst nicht jeder 
Parkverstoß wiegt so schwer, 
dass er so hart bestraft wer-
den muss. Was wir brauchen, 
sind lokale Lösungen für eine 
bessere Aufteilung des öffent-
lichen Raumes. Es gilt aber 
auch, Rücksichtnahme, Ver-
ständnis und Toleranz zu för-
dern und eine (weitere) Ver-
härtung der Fronten unter 
anderem durch verbale Auf-
rüstung und ein Übermaß an 
Emotion zu verhindern.

Höhere Bußgelder für Falschparker?


